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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 4. 


(Nr, 4157.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. Dezember 1854., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Erkelenz bis an die Juͤlich-Duͤſſeldorfer Staatsſtraße be 
Jackerath, im Kreiſe Grevenbroich. 5 


Masten Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Gemeinde⸗Chauſſee von Erkelenz im Regierungsbezirk Aachen bis an die Juͤ⸗ 
lich⸗Duͤſſeldorfer Staatsſtraße bei Jackerath im Kreiſe Grevenbroich genehmigt 
habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht für die zu der 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung 
kommen ſollen. Zugleich will Ich den dabei betheiligten Gemeinden gegen 


Uebernahme der künftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht 


zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in dem⸗ 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur An⸗ 
wendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 27. Dezember 1854. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh.“ 


An den Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
i und den Finanzminiſter. . 2 


Jahrgang 1855. (Nr. 4157-4158 a.) 6 (Nr. 4158.) 
Ausgegeben zu Berlin den 9, Februar 1855. 


„ 


(Nr. 4158.) Allerhoͤchſte Genehmigungs⸗Urkunde, betreffend die Erhoͤhung des Stammkapi⸗ 
tals der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft durch Ausgabe von 4000 Stuͤck 
weiterer Stamm⸗Aktien. Vom 15. Januar 1855. = 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. e. : 

Nachdem die unterm 21. Auguſt 1837. beſtaͤtigte Rheiniſche Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft in der Generalverſammlung vom 20. Dezember 1854. den Be⸗ 
ſchluß gefaßt hat, zur baulichen Vollendung der Bahn und Vermehrung der 
Betriebsmittel, ferner zur Beſchaffung des für den Bau der Rheinbruͤcke bei 
Coͤln bewilligten Beitrags, ſowie endlich zur Tilgung einer ſchwebenden Schuld, 
ihr Stammkapital um Eine Million Thaler durch Ausgabe weiterer Stamm⸗ 
Aktien zu erhöhen, wollen Wir in Beruͤckſichtigung des gemeinnuͤtzigen Zwecks 
zu dieſer Erhoͤhung des Stammkapitals der Geſellſchaft vermittelſt Ausgabe 
von viertauſend Stuͤck neuer Stamm⸗Aktien zu zweihundert funfzig Thaler hier⸗ 
durch, unbeſchadet der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen. 

Dieſe Urkunde iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. . A 

Gegeben Charlottenburg, den 15. Januar 1855. 


(.. S.) Friedrich Wilhelm. 
| F Veyon 


Der die Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft beftätigende Aller 
hoͤchſte Erlaß vom 21. Auguft; 1837. und dieſe Statuten, ferner der Aller: 
hoͤchſte Erlaß vom 29. Januar 1838., endlich die Allerhoͤchſt vollzogenen Ur⸗ 
kunden vom 19. Auguſt und vom 4. Oktober 1844., nebſt dem zu einer jeden 
der beiden letztgenannten gehoͤrigen Statut⸗Nachtrage ſind, da ſie bisher in der 

Geſetz⸗Sammlung noch nicht veröffentlicht worden, hierunter nachrichtlich abge⸗ 
druckt und lauten wie folgt: f | 


(Zu Nr. 4158. a.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde für die Rheiniſche Eifenbahngefellfchaft, Vom 
21. Auguſt 1837. 


Wi, Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. a 


Nach der Beſtimmung des Artikel 37. des Handels-Geſetzbuchs Unſerer 
Rheinprovinz wollen wir die Errichtung einek anonymen Geſellſchaft unter 


dem Namen: 

„„ „Rheiniſche Eiſenbahn-Geſellſchaft“, 
ſowie ſich ſolche zum Zwecke der Erbauung und Benutzung einer eee 
| oͤln 
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Cöln nach der Belgiſchen Grenze in dem anliegenden Notariats-Akte vom 9. 
Juni d. J. gebildet hat, hiermit genehmigen und das in dem gedachten No⸗ 
tariats⸗-Akte enthaltene Statut der Geſellſchaft hierdurch beſtaͤtigen, jedoch mit 
der Maaßgabe zu H. 16. dieſes Statuts: 
daß es der Geſellſchaft erſt nach Einzahlung von 40 Prozent des 
Nominalbetrages der Aktien freiſtehen ſoll, auf die Eintreibung des 
einzahlbaren Betrages der Aktien zu verzichten, bis dahin aber die 
erſten Aktienzeichner ihrer Verhaftung nicht entlaſſen werden dürfen, 
Wir ertheilen aber dieſe Genehmigung und Beſtaͤtigung nur mit dem 
ausdruͤcklichen Vorbehalte: i 
daß die vorgedachte Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft allen Beſtim⸗ 
mungen und Bedingungen, welche in Betreff des Verhaͤltniſſes zum 
Staate und zum Publikum fuͤr die Eiſenbahnunternehmungen im 
Allgemeinen oder fuͤr das in Rede ſtehende Unternehmen insbeſondere 
ergehen werden, eben ſo nachzukommen verbunden bleibt, als wenn 
f ſolche in der gegenwaͤrtigen Urkunde enthalten waͤren, 
indem Wir ferner noch beſonders befehlen, 


) daß f 
zu H. 0 des Statutes, die Anlage von Zweigbahnen, 
owie ö 


zu H. 24. des Statutes, die Vermehrung des Aktienkapitals uͤber den im a 


$. 13. feſtgeſetzten Betrag hinaus, 
5 En ohne Unſere landesherrliche Genehmigung erfolgen darf, und 
) daß - 
zu H. 3. des a zur Feſtſtellung des Bauplanes und der Spurweite 
der Bahn f 
u F. 4. des Statutes, zum Beginn der Transportbefoͤrderung auf derſelben 
und zur Feſtſetzung des Bahngeldes, f 
zu H. 7. des Statutes, zur Betheiligung bei andern Eiſenbahnunternehmungen, 
zu H. 8. des Statutes, zur Herſtellung der Einrichtungen zur Beſorgung der 
Perſonen und Güter von und nach den Stationsplaͤtzen, 
zu H. 11 des Statutes, zur Kontrahirung von Anleihen uͤberhaupt, 


endli 
zu H. 81. des Statutes, zur Feſtſetzung der Verhaͤltniſſe der zur Wahrnehmung 
der Polizei auf der Bahn anzuſtellenden Agenten und Beamten, 
die vorgaͤngige Genehmigung Unſeres Finanzminiſters, reſp. die vor⸗ 
gängige Vereinbarung mit Unſerm General-Poſtmeiſter erforderlich blei⸗ 
ben ſoll. ; 

Zugleich wollen Wir, im Anerkenntniſſe der Gemeinnuͤtzigkeit der Unter⸗ 
nehmung, der vorgedachten Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft fuͤr die Ausfuͤh⸗ 
rung der Bahn in der im F. 3. des Statutes bezeichneten Richtung und der 
dazu gehörigen Anlagen das im H. 9. erwähnte Recht: 5 

die erforderlichen Grundſtuͤcke im Wege der unfreiwilligen Expropria⸗ 

tion eigenthuͤmlich zu erwerben, oder voruͤbergehend zu benutzen, 

in eben dem Maaße und Umfange, wie ſolches fuͤr die öffentlichen Kunſtſtraßen 
geſetzlich beſteht, hiermit ausdruͤcklich verleihen, mit der Beſtimmunn : 
(Nr. 4158. 40 b* daß 
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daß die Ausuͤbung dieſes Rechtes nur unter Leitung Unſerer Regie⸗ 
rungen zu Coͤln und zu Aachen ſtattfinden ſoll. . 
Wir befehlen ſchließlich, daß die gegenwärtige Urkunde dem vorerwaͤhnten 
Notariats⸗Akte vom 9. Juni d. J. fuͤr immer beigeheftet bleiben und nebſt dem 
in letzterem enthaltenen Statute durch die Amtsblaͤtter Unſerer ebengedachten 
beiden Regierungen oͤffentlich bekannt gemacht werden ſoll, indem Wir im Uebri⸗ 
gen Uns vorbehalten, die gegenwärtige Genehmigung und Beſtaͤtigung, unbe⸗ 
ſchadet der Rechte dritter Perſonen, zu widerrufen, falls das Statut oder Eine 
der vorſtehend beigefuͤgten oder vorbehaltenen Beſtimmungen und Bedingungen 
nicht befolgt oder verletzt wuͤrde. a 
Gegeben zu Berlin, den 21. Auguſt 1837. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Alvensleben. 


Statuten 
für die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft. 


Erſter Abſehnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Titel J. 
Zweck und Befugniſſe der Geſellſchaft. 


. . N 

Zum Zweck der Erbauung und Benutzung einer Eiſenbahn von Coͤln 
nach der Belgiſchen Grenze, mit Anſchluß an die Eiſenbahn nach Antwerpen, 
wird eine anonyme Geſellſchaft, nach den Beſtimmungen des Preußiſch-Rhei⸗ 
niſchen Handels⸗Geſetzbuches, und zwar nach den Artikeln 29 — 37, deſſelben, 
gebildet, welche den Namen 

Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft 

annimmt und ihren Sitz in der Stadt Coͤln hat. 


8. 
Die Geſellſchaft wird dem Staate und dem Publikum gegenuͤber durch 
einen Adminiſtrationsrath und eine Direktion nach Maaßgabe der fpäter fol⸗ 
genden Beſtimmungen vertreten. 5 i 


H. 3. 

Die Geſellſchaft baut die Eiſenbahn von Coͤln uͤber Duͤren und Aachen 
nach der Belgiſchen Grenze, zum Anſchluß an die Eiſenbahn, die von Ant⸗ 
werpen bis an die Preußiſche Grenze geführt wird. Die Richtung diefer Bahn 

N | wird 
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wird im Weſentlichen folgendermaaßen bezeichnet: Dieſelbe beginnt zu Coͤln 
im Freihafen, ſie uͤberſchreitet das Vorgebirge in der Naͤhe von Koͤnigsdorf 
und die Roer in der Naͤhe von Duͤren; ſie verlaͤßt das Thal der Inde hinter 
Eſchweiler-Pumpe und erreicht mittelſt eines Tunnels bei Verlautenheide den 
Haarbach; ſie uͤberſchreitet die Straße zwiſchen Aachen und Burtſcheid in der 
Naͤhe des Marſchierthores zu Aachen, verlaͤßt den Aachenſchen Gebirgskeſſel 
vermittelſt eines Tunnels und erreicht alsdann, ohne Eupen zu beruͤhren, die 
Belgiſche Grenze zwiſchen Herbesthal und Weißenhaus. Die Spurweite der 
Schienenbahn ſoll diejenige der Belgiſchen Hauptbahn ſein. 5 

5 H. 4. 

Die Geſellſchaft kann den Guͤter- und Perſonentransport auf der 
Bahn für eigene Rechnung betreiben. Sie wird, wenn auch andere Unterneh- 
mer dieſe Transporte beſorgen moͤchten, davon ein Bahngeld erheben. 

ö $. 5. 

Es kann die Geſellſchaft auch, unter gleicher Benutzungsweiſe, Zweig⸗ 
ab von den nicht von der Hauptbahn beruͤhrten Orten zur Hauptbahn 
auen. ; 
F. 6. 


Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung in den Transportmitteln eine 
noch beſſere oder wohlfeilere Foͤrderung der Transporte, als auf Eiſenſchienen, 
moͤglich werden, ſo kann die Geſellſchaft auch das neue Foͤrderungsmittel her⸗ 
ſtellen und die Bahn, demſelben angemeſſen, nach Anleitung des H. 4. benutzen. 

8 N 

Die Geſellſchaft kann mit den Unternehmern von Eiſenbahnen, die in 
direkter Verbindung mit ihrer (der Geſellſchaft) Bahn ſtehen oder errichtet 
werden, Vertraͤge wegen der gegenſeitigen Benutzung ſchließen, oder auch in 
ſolchen Eiſenbahnen ſich betheiligen. 

f H. 8. 

Die Geſellſchaft kann ferner fuͤr ihre Rechnung, jedoch nicht als aus⸗ 
ſchließliches Privilegium, die erforderlichen Einrichtungen zur Beſorgung der 
Perſonen und Güter von und nach den Stationsplaͤtzen herſtellen; dies bezieht 
ſich nur auf die dieſen Plaͤtzen nahe gelegenen Orte. ; 

. H. 9. 5 

Die Geſellſchaft iſt befugt, im Wege der unfreiwilligen Expropriation 
nach den Vorſchriften der daruͤber beſtehenden oder noch zu erlaſſenden Geſetze 
und Beſchluͤſſe der Staatsregierung die Grundſtuͤcke eigenthuͤmlich zu erwer⸗ 
ben, oder voruͤbergehend zu benutzen, welche zum Bau der Eiſenbahn und der 
dazu gehoͤrigen Anlagen erforderlich ſind. 2 

Titel II. 
Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 
i $. 10. 
Alle in dieſen Statuten nicht angegebenen Verhaͤltniſſe zur Staatsre⸗ 
(Ar. 4158, a.) a gierung 


zB 


gierung find fo zu betrachten, wie diefelben bei Vollziehung der Allerhoͤchſt ver⸗ 
heißenen Konzeſſion zu den beabſichtigten Unternehmungen zur Feſtſtellung ge⸗ 
langen werden. Die desfallſigen Beſtimmungen der Staatsregierung ſind 
eben ſo bindend fuͤr die Geſellſchaft, als wenn ſie woͤrtlich in dieſen Statuten 
enthalten waͤren. 185 


Auf gleiche Weiſe ſollen Modifikationen oder Zufäße zu den Statuten, 
welche die Staatsregierung bei Vollziehung der Konzeſſion etwa vorſchreiben 
moͤchte, fuͤr die Geſellſchaft bindend ſein. 2 

| §. 12. 
a Die Direktion iſt ermaͤchtigt, wegen der durch die vorhergehenden beiden 
Artikel vorgeſehenen Beſtimmungen mit der Staatsregierung die erforder⸗ 
lichen Verhandlungen einzuleiten und zum Schluſſe zu fuͤhren. Das Reſultat 
dieſer Verhandlungen ſoll dem Adminiſtrationsrathe zur Annahme oder Ver⸗ 
weigerung Namens der Geſellſchaft vorgelegt werden. 


Titel III. 
Bildung und Verwendung des Grundkapitals. 


N og $. 13. 
Das Grundkapital der Geſellſchaft ift auf drei Millionen Thaler feſt⸗ 
geſetzt und zerfällt in zwoölftaufend Aktien, jede von zwei hundert fünfzig Tha⸗ 
lern, auf den Inhaber lautend. i 


$. 14. s 
Die Einzahlung fuͤr die Aktien erfolgt in Raten von zwei bis zu zehn 
Prozent, ſucceſſive nach den naͤheren Beſtimmungen der Direktion, und zwar 
innerhalb zweier Monate nach einer von der letztern erlaſſenen oͤffentlichen Auf⸗ 
forderung. Bei der erſten Ratenzahlung kommt das bereits von ſaͤmmtlichen 
Aktionairen bezahlte halbe Prozent in Anrechnung. 


N $. 15. | 
Die Einzahlungen erfolgen, nach der Wahl der Aktionaire, in Coͤln 


oder Aachen. Die Direktion hat deshalb die erforderlichen Beſtimmungen zu 
erlaſſen. f 
H. 16. 

Wer nicht innerhalb der im H. 14. bezeichneten Friſt die Einzahlungen 
leiſtet, hat eine Konventionalſtrafe von zehn Prozent jeder Aktie, von welcher 
die Zahlung in Ruͤckſtand geblieben iſt, zum Vortheil der Geſellſchaft verwirkt. 
Außerdem ſteht der letztern frei, wenn innerhalb zweier fernern Monate, nach 
einer erneuerten öffentlichen Aufforderung, die Zahlung noch immer nicht er⸗ 
folgt, entweder den einzahlbaren Betrag der Aktien nebſt der Konventional⸗ 
ſtrafe gerichtlich einzutreiben, oder aber hierauf zu verzichten. Im letztern Falle 

muͤſſen 


— 43 — 


muͤſſen die bis dahin eingezahlten Raten als der Geſellſchaft verfallen, und die 
durch die Ratenzahlungen, ſowie durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem 
Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien für vernichtet er⸗ 
klaͤrt werden. Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt nach Beſchluß der Direktion durch 
öffentliche Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Aktien. 

An die Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire koͤnnen von 
der Direktion neue Aktienzeichner oͤffentlich zugelaſſen werden. Dieſe haben 
die bereits ausgeſchriebenen Theilzahlungen ſofort zu entrichten, ſtehen alsdann 
aber allen uͤbrigen Intereſſenten gleich. 


0 a 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet, den einzigen Fall der 
im $. 16. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


H. 18. 


Die Aktiendokumente werden von wenigſtens drei Direktoren und von 
dem Spezialdirektor unterzeichnet. ö i 8 


5 H. 19. 8 N 

Die Zinfen der Aktien werden zu fünf vom Hundert jährlich vergütet, 
und find in Coͤln, Aachen, Berlin oder Frankfurt am Main zahlbar, Die 
Zinſen von den Rateneinzahlungen ($. 14.) werden in eben der Art verguͤtet. 
In Coͤln erfolgt die Zinſenzahlung bei den Banquiers Johann David Herſtatt, 
Salomon Oppenheim junior et Comp., Abraham Schaaffhauſen und Johann 
Heinrich Stein. Wegen Ausfertigung der Zinskupons und wegen der ander⸗ 
weiten naͤhern Beſtimmungen erlaͤßt die Direktion die erforderlichen Bekannt⸗ 
machungen. = 


F. 20. | 

Die Dividende oder der zur Vertheilung kommende reine Gewinn iſt in 

den naͤmlichen Orten zahlbar, wie die Zinſen. Auch dieſerhalb macht die Di⸗ 
rektion die naͤheren Beſtimmungen bekannt. 


5 re 

Die Zinſen und Dividenden, welche nicht innerhalb vier Jahre, vom 
Tage der erſten öffentlichen Aufforderung an gerechnet, und nach zweimal, in 
Zwiſchenraͤumen von wenigſtens Einem Jahre, wiederholt erlaſſenen desfallſigen 
Öffentlichen Aufforderungen, in Empfang genommen worden find, verfallen der 
Geſellſchaft. f 

H. , 

Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien, Zinskupons oder Di⸗ 
videndenſcheine amortiſirt werden, ſo erlaͤßt die Direktion dreimal, in Zwiſchen⸗ 
räumen von vier Monaten, eine öffentliche Aufforderung, jene Dokumente ein⸗ 
zuliefern, oder die etwaigen Rechte an dieſelben geltend zu machen. Sind, 

(Fr. 4158. a.) f i b nach⸗ 


= 
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nachdem zwei Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, die Dokumente 
nicht eingeliefert, oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, fo erklaͤrt die 
Direktion die Dokumente öffentlich für nichtig oder verſchollen und fertigt an 
deren Stelle andere aus. 

Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den 
Betheiligten zur Laſt. a 


H. 23. 


Von dem reinen Gewinn wird jaͤhrlich zum mindeſten der zehnte, und 
zum hoͤchſten der fuͤnfte Theil zur Bildung eines Reſervefonds zuruͤckgehalten. 
Nur der Reſt des Gewinns iſt die nach H. 20. zur Vertheilung kommende 
Dividende. g f a 

Welcher Theil des reinen Gewinns innerhalb der vorbezeichneten Grenze 
zum Reſervefonds zuruͤckgehalten wird, ſetzt, auf den Antrag der Direktion, der 
Adminiſtrationsrath feſt. 

Wenn der Reſervefonds auf die Summe von zweimal hunderttauſend 
Thalern angewachſen iſt, ſo beſchließt die Generalverſammlung, ob er noch wei⸗ 
ter erhoͤht werden ſoll; doch bedarf der Beſchluß einer Erhoͤhung uͤber die 
Summe von dreimal hunderttauſend Thalern der Genehmigung der Staats— 
Regierung. 

a §. 24. 

Die Generalverſammlung kann eine Vermehrung des Aktienkapitals, 

vermittelſt Ausgabe neuer Aktien, beſchließen. 
H. 25. 


Anleihen dürfen nur mit Genehmigung der Generalverſammlung kon⸗ 
trahirt werden. i 
Wuͤrden ſolche den Geſammtbetrag von Einhundert fuͤnfzigtauſend Tha⸗ 
lern zu uͤberſteigen haben, fo find die desfallſigen Beſchluͤſſe auch der Geneh⸗ 
migung der Staatsregierung unterworfen. 
Voruͤbergehende Benutzung von Kredit bei Banquiers gehoͤrt nicht unter 
den Begriff der vorgedachten Anleihen. 


l Titel IV. N ; 
Beſtimmungen uͤber öffentliche Bekanntmachungen, Abaͤnderun⸗ 
gen der Statuten und uͤber Aufloͤſung der Geſellſchaft. 

H. 26, 

Jaͤhrlich ſollen in der Generalverſammlung die Reſultate der Rechnungs⸗ 
Ablage und ein Bericht uͤber den Zuſtand der Geſchaͤfte der Geſellſchaft mit⸗ 
getheilt werden. Dieſe Reſultate und der Bericht werden veröffentlicht. 

N. 27. 


Die in dieſen Statuten vorgeſchriebenen oder vorgeſehenen Bekannt⸗ 
machun⸗ 


BL 


machungen oder öffentlichen Aufforderungen find genuͤgend in Beziehung auf 
die dabei betheiligten Perſonen erlaſſen, wenn ſie in der Preußiſchen Staats⸗ 
Zeitung, einer Cölnifchen, einer Aachener, einer Augsburger und einer Zeitung 
zu Frankfurt am Main erſchienen ſind. | 
4 H. 28. ü 

Beſchluͤſſe, durch welche eine Abaͤnderung der Statuten bewirkt wird, 
ſind nur dann guͤltig, wenn ſie durch die Generalverſammlung mit einer Ma⸗ 
jorifät von wenigſtens drei Vierteln der Stimmen der gegenwärtigen oder ver⸗ 
tretenen Aktionaire gefaßt werden, und bedürfen vor ihrer Ausführung der lan⸗ 
desherrlichen Beſtaͤtigung. 

Außerdem muß in den Einberufungsſchreiben zu ſolchen Generalverſamm⸗ 
lungen die beabſichtigte Abaͤnderung angedeutet werden. 

f e §. 29. ö 

Die Aufloͤſung der Geſellſchaft kann nur in einer fuͤr dieſen Zweck be⸗ 
ſonders angekuͤndigten Generalverſammlung, in welcher alle Aktionaire das 
Stimmrecht ausuͤben, durch eine Majoritaͤt von drei Vierteln der Stimmen 
beſchloſſen werden. 5 

Bei dieſer Generalverſammlung hat jede Aktie Eine Stimme. Der 
für die Aufloͤſung ſprechende Beſchluß wird durch die $. 27. erwaͤhnten Zei⸗ 
Ale bekannt gemacht und die Aufloͤſung kann erſt drei Monate nachher 
erfolgen. 5 


Zweiter Abſchnitt. 
Die inneren Verwaltungs⸗ und Geſchäfts⸗Einrichtungen. 


a Titel V. 
Die Generalverſammlung. 
i H. 30. N 
Vorbehaltlich der in dem F. 29. enthaltenen Beſtimmung nehmen nur 
die Beſitzer der Aktien, welche dieſen Beſitz in den Buͤchern der Geſellſchaft 
haben eintragen laſſen, Theil an der Generalverſammlung. Außerdem iſt zu 
dem Ende erforderlich, daß die Einſchreibung wenigſtens vierzehn Tage vor 
dem Datum der. Öffentlichen Einberufung der Generalverſammlung ſtatt⸗ 
gefunden habe. ö 
Die vorbezeichnete Einſchreibung erfolgt bei der Direktion, entweder gegen 
Vorzeigung der Aktien oder eines der Direktion als genügend erſcheinenden Zeug⸗ 
niffes über den Beſitz derſelben und auf ſchriftliches Erſuchen. 
Ueber die erfolgte Einſchreibung ertheilt die Direktion auf Verlangen eine 
Beſcheinigung. a ö 
H. 31. ö 
i Wenigſtens Einen Tag vor der Generalverſammlung muͤſſen die Be⸗ 
ſitzer der Aktien oder deren Bevollmaͤchtigte ſich enen, daß der Beſitz noch 
Jahrgang 1855. (Nr. 4158. a.) immer 
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immer fo beſteht, wie es in den Buͤchern der Geſellſchaft eingeſchrieben iſt. 

Dieſe Legitimation geſchieht bei der Direktion, oder bei den dazu delegirten 

Direktionsmitgliedern, oder auch verantwortlichen Beamten, entweder durch 

Vorzeigung der Aktien oder durch eine genuͤgende Beſcheinigung, bei den 

Bevollmaͤchtigten außerdem durch Einreichung oder Vorzeigung der Vollmacht. 
* 


H. 32. 


Die Beſtimmungen der HH. 30. und 31. bleiben fo lange außer Anwen⸗ 

dung, als die Aktien noch nicht ausgegeben find. 
H. 33. | 

Die Generalverſammlung wird ein Mal jaͤhrlich regelmäßig im 
Monat Mai, ſonſt nur außergewöhnlich berufen, regelmäßig durch die Di⸗ 
rektion, außergewöhnlich durch dieſe oder in dem durch H. 55. vorgeſehenen Falle 
durch den Adminiſtrationsrath. f 

Die Berufung der Generalverſammlung erfolgt durch oͤffentliche Auf- 
forderung, wenigſtens Einen Monat vor dem Zuſammentritt. 


H. 34. 


Die Generalverſammlungen werden in Coͤln gehalten; jedoch ſoll von 
drei zu drei Jahren eine der jaͤhrlichen regelmaͤßigen, im Monat Mai ſtatt⸗ 
findenden Verſammlungen zu Aachen ſein; die erſte im Jahre 1839, die zweite 
im Jahre 1842, und ſo ferner. He 


H. 35. 


Wer von den Aktionairen bei der Generalverſammlung nicht erſcheint, 
oder nicht durch Bevollmaͤchtigte ſich vertreten laͤßt, iſt deſſenungeachtet durch 
die Beſchluͤſſe jener Verſammlung gebunden. 


$. 36. 


Nur die Beſitzer von vier und mehr Aktien find in der Generalverſamm⸗ 
lung ſtimmberechtigt. Das Stimmrecht wird uͤbrigens in folgendem Verhaͤlt⸗ 
niſſe ausgeuͤbt: 

a) fuͤr vier bis vierzig Aktien, fuͤr jede vier Aktien Eine Stimme; 
b) für die Aktien, welche Jemand über die Zahl von vierzig hinaus beſitzt, 
bis zu vierhundert Aktien, fuͤr jede acht Aktien Eine Stimme, und ſoll 
fuͤr die Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von vierhundert hinaus 

beſitzt, ein Stimmrecht nicht ausgeuͤbt werden. f 

Zur Vermeidung jedes Mißverſtaͤndniſſes wird bemerkt, daß nach vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen der Beſitzer von vierhundert und mehreren Aktien 
fuͤnf und fuͤnfzig Stimmen hat. a 


Sr: 


Im Allgemeinen koͤnnen die Aktionaire ſich in Verhinderungsfaͤllen durch 
ſtimmberechtigte Aktionaire vertreten laſſen, antheilberechtigte Handlungshaͤuſer 
aber durch ihre Prokuratraͤger, wenn dieſe letzteren auch nicht 1 

N Mehr 
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Mehr als fuͤnf und fuͤnfzig Stimmen kann Jemand in der Eigenſchaft als 
Bevollmaͤchtigter bei der Generalverſammlung in keinem Falle abgeben. 


H. 38. 8 \ 


Den Vorſitz in der Generalverſammlung führt der Praͤſident, reſp. 
der Vizepraͤſident des Adminiſtrationsrathes, oder ein anderes von dieſem 
Rathe dazu beauftragtes Mitglied. 


4 


$. 39. 


Der Vorſitzende der Generalverſammlung deſignirt deren Protokoll⸗ 
fuͤhrer, wenn ſie nicht vorzieht, ihn zu erwaͤhlen. ; 

Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden, dem Protokollfuͤhrer, den 
gegenwaͤrtigen Mitgliedern der Direktion und von den Aktionairen unterſchrieben, 
welche dies in der Verſammlung verlangen. N 

Die Verſammlung kann aus ihrer Mitte auch drei bis ſechs Aktionaire 
zur Mitvollziehung des Protokolls ernennen. 


H. 40. 5 

Alle Wahlen und Beſchluͤſſe der Generalverſammlung finden, vorbe⸗ 

haltlich der in den Hh. 28. und 29. enthaltenen Beſtimmungen, nach abſoluter 

Stimmenmehrheit ſtatt; ſind die Stimmen gleich, ſo entſcheidet der Vorſitzende. 

Die Wahl der Direktion und des Adminiſtrationsrathes erfolgt durch geheime 
Stimmenabgabe, und zwar die Wahl der Direktion zuerſt. 


3 

Bei Wahlen und bei allen Beſchluͤſſen, die ſich auf perſoͤnliche Verhaͤlt⸗ 
niſſe beziehen, kann von denjenigen Aktionairen, welche in Dienſtverhaͤltniſſen 
zur Direktion oder zu den Beamten der Geſellſchaft ſtehen, ein Stimmrecht 
nicht ausgeuͤbt werden. Die Direktoren und ihre Stellvertreter koͤnnen bei der 
Wahl des Adminiſtrationsrathes das Stimmrecht nicht ausüben; fie koͤnnen 
jedoch fuͤr den Wahlakt die Vollmachten, welche ſie etwa von Andern beſitzen, 
einfach uͤbertragen. 

$. 42. 

Die Direktion iſt befugt, die Beſchlußnahme uͤber diejenigen Anträge bis 
zu einer naͤchſten Generalverſammlung zu vertagen, welche nicht von ihr, oder 
nicht von dem Adminiſtrationsrathe, ſondern von einzelnen Aktiongiren aus⸗ 
gehen und der Direktion nicht acht Tage vor der Verſammlung ſchriftlich mit⸗ 
getheilt worden ſind. 

Es kann in dieſem Falle die Verſammlung beſchließen, daß ſie ohne 
weitere Berufung an einem der naͤchſten drei Tage wieder zuſammentreten 
werde, um die Erklaͤrungen der Direktion zu hören und desfalls Beſchluß zu 
faſſen. N a 
In der erſten, nach Vollziehung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung der Ge⸗ 
ſellſchaft zu haltenden und ſpaͤteſtens binnen Monatsfriſt zu berufenden General⸗ 

(Nr. 4158, a.) Eh El Ver: 
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Verſammlung ſoll zur Erſetzung der interimiftifchen Verwaltung die Wahl der 
Direktion und des Adminiſtrationsrathes ſtattfinden. i 
Die Dienſtzeit der dann zu waͤhlenden Mitglieder ſoll jedoch vom Mai 
1837. an zur Bewirkung des regelmaͤßigen Austritts gerechnet werden. 


Titel VI. 
Der Adminiftrationsrath. 
H. 43. 


Der Adminiſtrationsrath beſteht aus 24 Mitgliedern nebſt I Stellver- 
tretern, und zwar in folgendem Verhaͤltniß: 
a) 9 Mitglieder nebſt 3 Stellvertretern aus den in Coͤln oder Deutz woh- 
nenden Aktionairen; f 
b) 9 Mitglieder nebft 3 Stellvertretern aus den in Aachen oder Burtſcheid 
wohnenden Aktionairen; e 
c) 6 Mitglieder nebſt 3 Stellvertretern aus anderswo wohnenden Aktionairen, 
als den unter a. und b. angegebenen Staͤdten. 
Hinſichtlich der unter c. bezeichneten 6 Mitglieder und deren Stell⸗ 
et wird beſtimmt, daß ſolche in der Preußischen Rheinprovinz wohnen 
muͤſſen. f 


H. 44. * 


Die Stellvertreter werden im Verhinderungsfalle der wirklichen Mit⸗ 
glieder nur zum Erſatz derjenigen einberufen, welche fie nach den im vorigen 
Paragraphen unter a. b. c. angegebenen Kategorien zu erſetzen beſtimmt find. Im 
Uebrigen ſoll die Reihenfolge des Eintritts der Stellvertreter nach der Mehr— 
zahl der Stimmen geordnet werden, mit welchen ſie erwaͤhlt wurden, und zwar 
ſo, daß, wer die meiſten Stimmen gehabt hat, zuerſt eintritt. ; 

Die Stellvertreter werden, infoweit fie fungiren, in jeder Hinficht als 
Mitglieder des Adminiſtrationsrathes betrachtet. 


F. 45. 


Die wirklichen Mitglieder, ſowie deren Stellvertreter, ſollen aus den im 
$. 43. angegebenen drei Kategorien jährlich zu einem Drittel austreten und 
durch neue Wahl erſetzt werden. 8 5 

Die Austretenden ſind wieder waͤhlbar. 


$. 46. 
f ‚Die Mitglieder des Adminiſtrationsrathes dürfen nur aus der Zahl 
der ſtimmberechtigten Aktionaire gewaͤhlt werden. Die nach H. 36, das Stimm⸗ 
recht verleihende Anzahl von Aktien wird waͤhrend der Amtsdauer der Mit⸗ 
geg des Adminiſtrationsrathes bei der Direktion deponirt und außer Kurs 
geſetzt. 5 
| $. 47. 
Die Wahl der Mitglieder des Adminiſtrationsrathes erfolgt 9 
1 J ; - Ee 


ee 


Generalverfammlung Die Wahl der wirklichen Mitglieder erfolgt vor der 
Wahl der Stellvertreter. 

Wenn in irgend einer Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Admini⸗ 
ſtrationsrathes vor dem regelmaͤßigen Ablaufe der Amtsdauer vakant wird, ſo 
erſetzt die naͤchſte Generalverſammlung dieſe Stelle durch neue Wahl fuͤr die 
noch uͤbrige Amtsdauer des Ausgetretenen. 3 i 


H. 48. 5 


Es wird jährlich ein Praͤſident und ein Vizepraͤſident des Adminiſtra⸗ 
tionsrathes von der Generalverſammlung gewählt, der erſtere aus den in Coͤln 
wohnenden, der zweite aus den in Aachen oder Burtſcheid wohnenden Mitglie⸗ 
dern des Adminiſtrationsrathes. Letzterem wird anheim gegeben, fuͤr den Fall, 
daß beide Praͤſidenten an der Theilnahme einer Verſammlung verhindert ſein 
follten, alsdann für dieſe aus feiner Mitte einen Vorſitzenden zu nennen. 


H. 49. 

Halbjaͤhrlich wird eine regelmäßige Verſammlung des Adminiſtrations⸗ 
rathes in Cöln gehalten. Alle übrigen Verſammlungen deſſelben waͤhrend der 
Dauer des Baues finden in Duͤren ſtatt, es ſei denn, daß der Praͤſident und 
der Vizepraͤſident uͤber die Berufung an einem andern Orte einverſtanden ſind. 


H. 50, 


Der Adminiſtrationsrath wird berufen durch den Praͤſidenten oder in 
deſſen Abweſenheit durch den Vizepraͤſidenten, entweder wenn einer von beiden 
die Berufung fuͤr nothwendig erachtet, oder wenn dieſelbe von wenigſtens acht 
Mitgliedern ſchriftlich verlangt wird, oder wenn endlich die Direktion darauf 
antraͤgt. su 
Die Berufung erfolgt mindeſtens ſechs Tage vor dem beabſichtigten Zu⸗ 
ſammentritt. In dem Berufungsſchreiben follen die Gegenftände der Berathung 
im Allgemeinen, die in den HH. 67. und 68. 0 gesehenen Faͤlle aber aus⸗ 
druͤcklich angegeben werden. Bei Unterlaſſung dieſer ausdruͤcklichen Angabe 
ae vom Adminiſtrationsrathe tiber” diefe Falle etwa gefaßter Beſchluß 
nichtig. 


$. 51. 


f Wenn der Adminiſtrationsrath den im F. 68. vorgeſehenen Fall zu ent⸗ 

ſcheiden hat, ſo ſollen wenigſtens achtzehn Mitglieder, und unter dieſen wenig⸗ 
ſtens drei von denen im H. 43. unter c. bezeichneten, bei der Verſammlung ges 
genwaͤrtig ſein. 


H. 52. 


(Vergleiche §. 43.) Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe muͤſſen, vorbehalt⸗ 
lich der in den SS. 51., 55., 67., 76., 78., 79. enthaltenen Beſtimmungen, we⸗ 
nigſtens zwoͤlf Mitglieder des Adminiſtrationsrathes verſammelt ſein. 

Die Beſchluͤſſe werden unter dem vorſtehend bemerkten Vorbehalte nach 
(Nr. 4158. a.) abſo⸗ 


Br: 


abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt nicht dieſe, fondern nur Stimmengleich- 
heit erreichbar, ſo entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, mit Ausnahme des 
im H. 68. vorgeſehenen Falles, indem alsdann die Mehrheit der von den im 
e C. bezeichneten Mitgliedern abgegebenen Stimmen den Ausſchlag 
geben ſoll. a 

Sollte auch unter dieſen Mitgliedern eine Stimmenmehrheit nicht einge- 
treten ſein, ſo ſoll dem aͤlteſten unter ihnen die Entſcheidung zuſtehen. 


$. 53. 


Ueber die Verſammlungen des Adminiſtrationsrathes wird ein Protokoll 
geführt, welches, wie die gefaßten Beſchluͤſſe, von den anweſenden Mitgliedern 
zu unterſchreiben iſt. 
H. 54, ; 
Der Adminiſtrationsrath ift verpflichtet: 5 N 

1) die von den beſoldeten Beamten oder Angeſtellten der Geſellſchaft zu 
leiſtenden Kautionen auf den Antrag der Direktion oder nach eigenem 
Ermeſſen feſtzuſtellen; N N 

2) die von der Direktion vorzulegenden Etats zu pruͤfen und die Genehmi⸗ 
gung zu geben oder zu verweigern; 

3) über alle Anträge der Direktion Beſchluß zu faffen; 

4) die von der Direktion jaͤhrlich vorzulegende Rechnung mit den Belegen 
genau zu pruͤfen und nach erlangter Ueberzeugung von deren Richtigkeit 
Decharge zu ertheilen. f 

§. 35. 
Der Adminiſtrationsrath iſt zu Folgendem befugt: 

1) er kann außergewoͤhnliche Kaſſenreviſionen bei den Kaſſirern oder Empfaͤn⸗ 
gern der Geſellſchaft durch eines oder mehrere ſeiner Mitglieder halten 
laſſen, wozu der Praͤſident und Vizepraͤſident von Amtswegen ohne wei- 
teren Beſchluß befugt ſein ſollen; 

2) der Praͤſident und auch der Vizepraͤſident, ſowie außerdem jedes dazu 
beſonders vom Adminiſtrationsrathe kommittirte Mitglied, kann jederzeit 
Kenntniß von den Protokollen, Beſchluͤſſen, Buͤchern und Dokumenten 
der Direktion, von der Rechnungsfuͤhrung wie von der techniſchen Ge⸗ 
ſchaͤftsfuͤhrung nehmen; | 

3) der Adminiſtrationsrath kann aus feiner Mitte einen engeren, aus fieben 
Mitgliedern — unter welchen der Praͤſident und der Vizepraͤſident ſich 
befinden muͤſſen — beſtehenden Ausſchuß waͤhlen und denſelben unter 
Feſtſetzung der Normen fuͤr deſſen Berathungen und Beſchlußnahmen 
beauftragen: Namens des Adminiſrationsrathes fuͤr gewiſſe genau zu 
bezeichnende Faͤlle und Angelegenheiten geringerer Bedeutung, deren Ob⸗ 
jekt die Summe von zehntauſend Thalern nicht uͤberſteigen darf, die in 
den Statuten vorgeſehenen Beſchluͤſſe vollguͤltig zu faſſen, ſowie auch 
erheblichere Gegenſtaͤnde vorgaͤngig zu pruͤfen, ehe ſolche in den Ver⸗ 
ſammlungen des Adminiſtrationsrathes vorgelegt werden. Der Beſchluß 

; = wegen 
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wegen Errichtung und Ernennung des vorbezeichneten engeren Ausſchuſſes 
darf vom Adminiſtrationsrathe nicht anders, als mit einer Majoritaͤt von 
wenigſtens fuͤnfzehn Mitgliedern, gefaßt werden; 
der Adminiſtrationsrath kann die Generalverſammlung außergewoͤhnlich 
berufen, um durch dieſe die erforderlichen Beſchluͤſſe faſſen zu laſſen, 
wenn er die Geſchaͤftsfuͤhrung der Direktion für ſehr nachtheilig erach- 
tet, und bei der letzteren eine Abſtellung der Beſchwerden nicht erwirken 
kann. Auch die hieruͤber zu faſſenden Beſchluͤſſe des Adminiſtrations⸗ 
rathes ſind nur dann guͤltig, wenn wenigſtens fuͤnfzehn Mitglieder dafuͤr 
geſtimmt haben. i ; . 2 
Auf gleiche Weiſe kann der Adminiſtrationsrath überhaupt bei be⸗ 
ſonders wichtiger Veranlaſſung die Zuſammenberufung einer außergewoͤhn⸗ 
lichen Generalverſammlung beſchließen und bewerkſtelligen. 


H. 56. 


Die Mitglieder des Adminiſtrationsrathes werden nicht beſoldet, erhalten 
aber Erſatz der durch ihre Funktionen herbeigefuͤhrten Auslagen. Außerdem 
kann die Generalverſammlung beſchließen, daß Betraͤge bis zu zwei Prozent 
des Reingewinnes unter die Mitglieder des Adminiſtrationsrathes nach dem 
Maaßſtabe ihrer haͤufigeren oder ſelteneren Gegenwart bei den Verſammlungen 
vertheilt werden. Der Praͤſident und der Vizepraͤſident ſollen dabei, nach n s 
dieſem Maaßſtabe, jeder im dreifachen Verhaͤltniß gegen die uͤbrigen Mitglie⸗ 
der, betheiligt werden. f 


4 
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Titel VII. 
Die Direktion. 


$. 57. 


Die Direktion ſoll ihren Sitz in Coͤln haben; nach Maaßgabe des Re⸗ 
ſkripts des Königlichen Finanzminifterii vom 24. Mai 1837, 


H. 58. 


Die Direktion beſteht aus ſechs Mitgliedern und eben fo vielen Stellver⸗ 
tretern. Die letzteren fungiren in Verhinderungsfaͤllen der erſteren und wer⸗ 
Br inſoweit fie fungiren, in jeder Beziehung als Mitglieder der Direktion be⸗ 
trachtet. : 

Sie fungiren in der durch die Anciennetaͤt feftgefeßten Reihenfolge; fo 
lange erſtere nicht beſteht, ſetzt die Direktion die Reihenfolge des Eintritts feſt. 

$. 59. 5 

Die Direktion und ihre Stellvertreter werden von der Generalverſamm⸗ 
lung gewaͤhlt; ſie muͤſſen, um dieſe Stellen bekleiden zu koͤnnen, zehn Aktien 
dieſer Geſellſchaft beſitzen oder erwerben, welche waͤhrend der Amtsdauer außer 
Kurs geſetzt und deponirt werden. 

Die Wahl der Direktoren erfolgt vor der Wahl der Stellvertreter. 


Fr. 4158. 5 H. 60, 


. 5 92 3 
| F. 60. 5 
Von den ſechs Mitgliedern der Direktion ſollen 80 

A. a 
a4. drei aus folchen Aktionaͤren beſtehen, die in Coͤln oder Deutz wohnen, 
b. drei aus ſolchen, die in Aachen oder Burtſcheid wohnhaft find, 
B. 
Von den alle zwei Jahre ausſcheidenden zwei Mitgliedern ſollen immer 


das eine zu den add a. gedachten, 
das andere zu den ad b. gedachten 


0 


Der Stellvertreter fuͤr ein ausgetretenes oder behindertes Mitglied ſoll 
immer, je nachdem der Fall der Vertretung bei einem der adh a. gedachten, oder 
bei einem der ad b. gedachten Mitglieder eintritt, reſp. aus den Aktionairen in 
Coͤln oder Deutz, oder aus denen in Aachen oder Burtſcheid entnommen werden. 


H. 61. 


Die Dauer der Funktionen der Direktion und ihrer Stellvertreter waͤhrt 
demnach zufolge vorſtehenden Parapraphs ſechs Jahre, indem alle zwei Jahre 
ſowohl zwei Direktoren, als zwei Stellvertreter austreten ſollen. Die Austre⸗ 
tenden ſind wieder waͤhlbar. 

Seh Bis die Reihe im Austritt fich gebildet hat, wird das Loos daruͤber ent— 
ſcheiden. 


gehoͤren. 


§. 62. 


Wenn auf irgend eine Weiſe die Stelle eines Direktors oder Stellver— 
treters vor dem regelmaͤßigen Ablaufe der Amtsdauer vakant wird, ſo erſetzt 
die naͤchſte Generalverſammlung dieſe Stelle durch neue Wahl fuͤr die noch 
uͤbrige Amtsdauer des Ausgetretenen. Erachtet der Adminiſtrationsrath die 
Wiederbeſetzung der Stelle für dringend nothwendig, ſo beſetzt er fie vorlaufig 
bis zu jener Verſammlung. an 


$. 68. 


Die Direktion erwaͤhlt jahrlich aus ihrer Mitte einen Praͤſidenten und 
einen Vizepraͤſidenten, welcher letztere die Funktionen des erſteren in Verhin⸗ 
derungsfaͤllen wahrnimmt. Der Praͤſident wird aus den in Coͤln wohnenden 
Mitgliedern gewaͤhlt. . 5 

H. 64. 


Die Direktion verſammelt ſich auf Berufung des Praͤſidenten, und ſelbſt 
gegen ſeinen Willen auch dann, wenn zwei ihrer Mitglieder es ſchriftlich verlan⸗ 
gen. Auch der Spezialdirektor kann die Direktion zur Verſammlung einladen. 

Die Berufung erfolgt ſtets ſo zeitig, daß die in Aachen oder Burtſcheid 
wohnenden Mitglieder bei der Verſammlung in Coͤln ſich einfinden koͤnnen. 

; i 2 H. 65. 


ee 


$. 65. 
In den Einladungen zur Verſammlung der Direktion follen die Gegen⸗ 
ſtaͤnde ihrer Berathung ſummariſch angegeben werden. Kommen Gegenſtaͤnde 
zur Berathung, die nicht auf dieſe Weiſe vorgaͤngig bezeichnet ſind, ſo muß 
die Beſchlußnahme daruͤber, wenn zwei Mitglieder es verlangen, bis zur naͤch⸗ 
ſten Verſammlung vertagt werden. i 
H. 66. 

Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe müffen wenigſtens vier Mitglieder der 
Direktion gegenwaͤrtig ſein. ü 8 s 

So lange die Eiſenbahn zwiſchen Coͤln und Aachen zur Benutzung nicht 
fertig iſt, ſoll es den in Aachen oder Burtſcheid wohnenden Mitgliedern der 
Direktion und den Stellvertretern in Verhinderungsfaͤllen geſtattet ſein, Einem 
von ihnen den Auftrag zu ertheilen, in ihrem Namen bei den Verſammlungen 
der Direktion fuͤr die im Berufungsſchreiben bezeichneten Berathungs-Gegen⸗ 
ſtaͤnde zu ſtimmen. Die Abgabe der Stimme durch Vollmacht iſt dann nicht 
dure wenn nach H. 62. der Praͤſident und der Vizepraͤſident ernannt 
werden. d 3 
: Auch foll ein jedes Aachener oder Burtſcheider Mitglied oder Stellver⸗ 
treter der Direktion nur Eine Vollmacht eines anderen Mitgliedes oder Stell⸗ 
vertreters repraͤſentiren duͤrfen. 

Wenn kein Mitglied von Aachen oder Burtſcheid erſcheint, ſo kann die 
Direktion an dem darauf folgenden Tage einen Stellvertreter aus Coͤln anſtatt 
des fehlenden vierten Mitgliedes einberufen und uͤber die zur Berathung ange⸗ 
Fündigten Gegenſtaͤnde gültige Beſchluͤſſe faſſen. 


H. 67. r 


Vorbehaltlich der in den $$. 68., 73., 79., 80. enthaltenen Beſtimmungen 
werden die Beſchluͤſſe der Direktion nach Mehrheit der Stimmen gefaßt, und zwar 
dergeſtalt, daß, wenn dieſe gleich ſind, die Meinung des Praͤſidenten, verbunden 
mit der des Spezialdirektors, den Ausſchlag giebt. Wird der letztere etwa da⸗ 
durch, daß der Praͤſident und der Spezialdirektor verſchiedener Meinung find, 
nicht erzielt, jo wird dem Adminiſtrationsrathe die erforderliche Entſcheidung 
zwiſchen den beiden Meinungen uͤberlaſſen. a 

Es kann indeſſen der Adminiſtrationsrath mit einer Majoritaͤt von we⸗ 
nigſtens fuͤnfzehn Stimmen beſchließen, daß dem zeitigen Spezialdirektor allein 
der Ausſchlag bei Stimmengleichheit gebuͤhren ſolle; — in dieſem Falle ſind 
die uͤbrigen Beſtimmungen dieſes Paragraphen ſo lange außer Kraft, jedoch 
ohne Praͤjudiz des Inhalts des nachſtehenden F. 68. 


H. 68. + 


Beſchluͤſſe der Direktion Uber Einrichtungen, welche die Staͤdte Coͤln 
oder Aachen betreffen, find nur dann gülfig, wenn wenigſtens vier Mitglieder 
der Direktion beiſtimmen. Sind bei Berathungen dieſer Art die Meinungen 

Jahrgang 1855. (Ir. 4158. a) 8 getheilt, 


= 1 


getheilt, ſo wird dem Adminiſtrationsrathe die erforderliche Entſcheidung 
überlaffen. E | 


$ 69. 


Die Beſchluͤſſe der Direktion werden von den Mitgliedern, welche dabei 
konkurrirten, unterzeichnet. i - 

Das bei jeder Verſammlung der Direktion zu führende Protokoll wird 
von den anweſenden Mitgliedern unterzeichnet. Die bei den Berathungen vor⸗ 
kommende Meinungsverſchiedenheit wird auf Verlangen motivirt ausgedruckt. 
Die Minoritaͤt kann dies auch durch ein dem Protokolle beizufuͤgendes Sepa⸗ 
ratvotum veranlaſſen. 5 


H. 70. 


Die Direktion hat die obere Leitung der Geſchaͤfte und Angelegenheiten 
der Geſellſchaft innerhalb der durch die Statuten gezogenen Grenzen und For⸗ 
men. Die Direktion vertritt daher die Geſellſchaft in allen Verhandlungen mit 
dritten Perſonen, insbeſondere mit Staats- und Gemeindebehoͤrden, ſodann bei 
der Erwerbung oder Veraͤußerung von Immobilien, Loͤſchung von Hypotheken, 
und Vertraͤgen uͤber Leiſtungen und Lieferungen von Arbeiten. 


N . . 

Die Anſtellung und Entlaſſung der Beamten der Geſellſchaft, ſowie die 
Feſtſtellung ihrer Beſoldung, gehen von der Direktion aus. Sie iſt jedoch nicht 
befugt, Perſonen fuͤr den Dienſt der Geſellſchaft auf laͤngere Zeit, als zehn 
Jahre, zu engagiren; eben ſo wenig iſt ſie Gef Abſchließung von Vertraͤgen 
befugt, durch welche Penſionen zur Laſt der Geſellſchaft gewahrt wuͤrden. 


H. 72. 

Ohne Genehmigung des Adminiſtrationsrathes iſt die Direktion nicht be⸗ 
fugt, über nachſtehende Gegenſtaͤnde Beſchluͤſſe auszuführen oder Vertraͤge de⸗ 
finitiv abzuſchließen, nämlich N 

a) die Anſtellung des Spezialdirektors und der übrigen hoͤheren Beamten; 

b) die Anſtellung derjenigen Beamten oder Huͤlfsarbeiter, welche fuͤr eine 
laͤngere Zeit als fuͤnf Jahre erfolgt, oder deren jaͤhrliche Beſoldung mehr 
als vierhundert Thaler auswirft; : 

e) Kauf und Veräußerung von Immobilien, mit Ausnahme derjenigen, die 
zur Bahnanlage und zu allen dabei erforderlichen Arbeiten und Mate⸗ 
rialien beſtimmt ſind; ö f 
d) Ankauf oder Verkauf von Maſchinen oder Utenſilien, wenn der Werth 

die Summe von zwanzig tauſend Thalern uͤberſteigt; 5 

e) Aufführung von Gebaͤuden und Errichtung von Anlagen, deren Koſten 
die Summe von zehntauſend Thalern uͤberſteigen, worunter jedoch Zweig⸗ 
bahnen nicht verſtanden ſind, deren Anlage der Genehmigung der Ge⸗ 

f neralverſammlung vorbehalten bleibt; 
1) Leiſtungen von Arbeiten oder Lieferungen auf andere Weiſe, als durch 
a öffent= 


+ 
+ 


a © 


öffentliche Verdingung an den Mindeſtfordernden, inſofern das Objekt 
die Summe von zweitauſend Thalern uͤberſteigt; 

8) Feſtſetzung des Bahngeldes; | 

h) Feſtſetzung des Tarifs für den Transport von Perſonen, Waaren oder 

ſonſtigen Gegenſtaͤnden; 

i) 9 mit Unternehmern von Eiſenbahnen nach Maaßgabe 
es H. 7. a f 


„Die vorbehaltene Genehmigung Seitens des Adminiſtrationsrathes kann, 
ſoweit es thunlich iſt, vorgaͤngig, oder auch nach einem allgemeinen jaͤhrlich 
aufzuſtellenden Etat ertheilt werden. - 


$. 78. 


Die Direktion kann, wenn fie es vermittelſt einer Majoritaͤt von wenig⸗ 
ſtens vier Stimmen beſchließt, einzelne ihrer Mitglieder zur Beſorgung beſon⸗ 
1 delegiren, auch die deshalb erforderlich ſcheinenden Normen 
eſtſtellen. e 2 


H. 74, 


: Kein von der Direktion vollzogener Vertrag und keine von ihr gethaͤtigte 
Kaſſen⸗ und Fondsdispoſition iſt für die Geſellſchaft verbindlich, inſofern nicht 
der Spezialdirektor, oder nicht andere denſelben in Verhinderungsfaͤllen vertre⸗ 
tende Beamte die Vertraͤge oder Ausfertigungen unterzeichnet haben. 
N Außerdem wird in dieſer Beziehung Folgendes beſtimmt: 
a Wenn Einwilligungen zur Loͤſchung von Hypotheken ertheilt werden; 
wenn Immobilien erworben oder veraͤußert werden; wenn Schuldtitel oder ſon⸗ 
ſtige Dokumente von Werth, die auf den Inhaber lauten, veraͤußert oder uͤber⸗ 
fragen werden; wenn Vertraͤge abgeſchloſſen werden, deren Dauer oder Erfuͤl⸗ 
lung uͤber zwei Jahre hinauslaͤuft, oder deren Objekt die Summe von zehntau⸗ 
ſend Thalern uͤberſteigt, — ſo muͤſſen die desfalls von der Direktion zu vollzie⸗ 
henden Urkunden wenigſtens von dem Praͤſidenten oder dem Vizepraͤſidenten, 
oder von zwei Mitgliedern der Direktion unterzeichnet ſein. a 

Bei Objekten von geringerem Belange genuͤgt es, wenn die desfallſigen 
Ausfertigungen von einem Direktor unterzeichnet werden, vorbehaltlich der 
Beſtimmungen der $$. 76. und 77. über die den verantwortlichen Beamten zu⸗ 
ſtehende Unterſchrift fuͤr die Direktion. N 5 


$ 75. 


Die Mitglieder der Direktion erhalten, außer dem Erſatze für Reiſekoſten 
oder andere durch ihre Funktionen veranlaßte Auslagen, eine Entſchaͤdigung fuͤr 
ihre Muͤhwaltung. a b 8 

Dieſe Entſchaͤdigung ſoll in einer Tantieme am Reingewinne beſtehen, 
und kann im Ganzen bis auf vier Prozent von demſelben feſigeſetzt werden. 

Die Feſtſetzung erfolgt auf den Antrag des Adminiſtrationsrathes von 
der Generalverſammlung. Der erſtere ſetzt die Norm feſt, nach welcher die 
Vertheilung unter die Mitglieder der Direktion 1 ſoll, unter En. 

(Nr, 4158, a.) “ ich⸗ 


u 


ſichtigung der ſpeziellen Funktionen und der beſonderen Muͤhwaltung der eins 
zelnen Mitglieder. a 

So lange die Benutzung der Eiſenbahn, mithin die Erzielung eines Rein⸗ 
gewinns nicht eingetreten iſt, und in dem moͤglichen Falle, daß dies auch ſpaͤter 
vorkommen moͤchte, kann der Adminiſtrationsrath eine Entſchaͤdigung fuͤr die 
Mitglieder der Direktion bis zum Geſammtbetrage von dreitauſend Thalern 
jaͤhrlich gewaͤhren, bei deren Vertheilung unter die Mitglieder die obige Be- 
ſtimmung zu befolgen bleibt. f 


Sa Titel VIII. 
Die hoͤheren, beſoldeten Beamten der Geſellſchaft. 


a H. 76. 8 

Zur ſpeziellen Fuͤhrung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen der Direktion 
wird ein Spezialdirektor angeſtellt, welcher bei derſelben eine berathende Stimme 
hat. Er iſt der erſte Beamte der Geſellſchaft. Bei jeder von der Direktion 
reſſortirenden Beamtenanſtellung wird er vorgaͤngig gehoͤrt. 8 

Der Spezialdirektor unterzeichnet, vorbehaltlich der im $. 74. enthaltenen 
Beſtimmung, Namens der Direktion, ohne daß es der Mitunterſchrift eines 
Direktors beduͤrfte, fuͤr die laufenden Geſchaͤfte, welche als Ausfuͤhrung der 
bereits getroffenen Einrichtungen oder gefaßten Beſchluͤſſe, oder abgeſchloſſenen 
Vertraͤge zu betrachten ſind; doch ſoll ſeine Unterſchrift bei Verfuͤgungen uͤber 
die Fonds der Geſellſchaft oder fuͤr Rechnung der letzteren auf Banquiers oder 
auf Namen lautenden Schuldtiteln allein nicht ausreichen, wenn die Summe 
zweitauſend Thaler uͤberſteigt. ö 

Auch ſoll der Adminiſtrationsrath mit Majoritaͤt von fünfzehn Stim— 
men dieſe Summe bis auf fuͤnftauſend Thaler erhoͤhen koͤnnen. 

Der Adminiſtrationsrath beſtimmt, ob der Spezialdirektor eine Kaution 
leiſten ſoll. f 5 f 

Die Beſoldung des Spezialdirektors ſoll zum Theil in einer Tantieme 
vom Reingewinn beſtehen. 5 


F. 77. 


Zur Stellvertretung des Spezialdirektors kann ein, oder es koͤnnen 
mehrere Beamte angeſtellt werden. 


$. 78. 


Die in dieſem Paragraphen genannten hoͤheren Beamten muͤſſen vor ihrer 
Anſtellung in die Haͤnde der Direktion auf Ehre, Pflicht und Gewiſſen geloben 
und ſich ſchriftlich verpflichten: 


a) wen 11 noch indirekt Handelsgeſchaͤfte oder Handelsſpekulationen 
u betreiben; | 

b) ihre Meinung oder ihre Anträge bei Verwaltung ihrer Stelle einzig und 
allein im wahren Intereſſe dieſer Geſellſchaft abzugeben; 

8 c) keine 
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ch) keine Funktionen in irgend einer Kommunalverwaltung, welcher Art 
ſie auch ſein moͤge, anzunehmen, reſp. beizubehalten, es ſei denn, daß 
das Geſetz zur Annahme oder Beibehaltung unbedingt verpflichte; 
d) nicht Theil zu nehmen an Kommiſſionen zur Berathung von Kommu⸗ 
nal⸗Intereſſen, als allein im Auftrage der Direktion zur Wahrnehmung 
der Intereſſen der Geſellſchaft; 
e) nicht Theil zu nehmen an der Verwaltung anderer Inſtitute oder ano⸗ 
nymer Geſellſchaften. 


Die alſo eingegangene Verpflichtung iſt fuͤr die ganze Dauer der An⸗ 
ſtellung verbindlich 
Nach fünfzehn Jahren kann der Verwaltungsrath, jedoch nur mit 
einer aus wenigſtens dreizehn Mitgliedern beſtehenden Majoritaͤt, auf den An⸗ 
trag der Direktion, Ausnahmen oder Modifikationen von den vorſtehenden Ver⸗ 
pflichtungen in beſonderen Faͤllen geſtatten. 


H. 79. 


Welches auch die Beſtimmungen der Vertraͤge uͤber die Anſtellung der 
in dieſem Titel bezeichneten Beamten ſein moͤgen, ſo verbleibt der Direktion das 
Recht, dieſelben vermittelſt eines einſtimmig von ſechs Mitgliedern der Direktion ge⸗ 
faßten Beſchluſſes wegen Dienſtvergehens, Fahrlaͤſſigkeit und aus moraliſchen 
Gruͤnden von ihren Amtsverrichtungen zu ſuspendiren, auch auf ihre Entlaſſung 
bei dem Adminiſtrationsrathe anzutragen. 

Die Entlaſſung wird von dem Adminiſtrationsrathe, nachdem der 
Beamte, inſofern er ſich nicht entfernt hat, zur Vertheidigung aufgefordert 
worden iſt, ausgeſprochen, wenn wenigſtens th Mitglieder jenes Rathes 
dem desfallſigen Beſchluſſe beiſtimmen. i 

Eine ſolchergeſtalt ausgeſprochene Entlaſſung des Beamten hat zur Folge, 
daß alle demſelben vertragsmaͤßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſellſchaft fuͤr 
Beſoldung, Antheil am Reingewinn, Entſchaͤdigungen, Gratifikationen oder an⸗ 
dere Vortheile von ſelbſt erloͤſchen. i 


Titel IX. 
Die unteren Beamten und Agenten der Geſellſchaft. 


F. 80, 


Die unteren Beamten oder Angeſtellten ſind, falls ſolche nicht auf jeder⸗ 
zeitigen Widerruf angenommen ſind, den im H. 79. enthaltenen Beſtimmungen 


unterworfen, mit der Modifikation, daß ihre Suspendirung von den einſchlaͤgi⸗ 


gen hoͤheren Beamten, ihre Abſetzung von der Direktion vermittelſt eines von 
wenigſtens fuͤnf Mitgliedern einſtimmig gefaßten Beſchluſſes erfolgen kann. 
Unter den vorſtehend angefuͤhrten hoͤheren Beamten ſind auch die oberen 
techniſchen Beamten oder Angeſtellten zu verſtehen. 
N §. 81. 5 
Die im H. 80. enthaltenen Beſtimmungen ſollen auch auf die Agenten 
(Ir. 4158. a.) 8 zur 


_ 
zur Wahrnehmung der Polizei auf der Eiſenbahn und bei den damit verbun⸗ 
denen Transporten anwendbar ſein. IR 


Dritter Abſchnitt, als Anhang. 


Dr anf che Verfügungen, 
betreffend die einſtweilige Verwaltung bis zur Ausfertigung 
der Konzeſſions-Urkunde, reſp. der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung 

dieſer anonymen Geſellſchaft. 


H. 82. 8 
Zur Vertretung der Intereſſen ſaͤmmtlicher Theilnehmer bis zur Aus⸗ 
fertigung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung ſoll eine Verwaltung gebildet werden. 
Dieſe Verwaltung beſteht aus Direktion und Adminiſtrationsrath gerade 
ſo, wie im zweiten Abſchnitt der Statuten es vorgeſchrieben iſt. 


$ 83. 


Die Direktion und der Adminiſtrationsrath werden nach Vollziehung 
dieſes Aktes von der Generalverſammlung gewaͤhlt. 

Die in den SS. 74., 76., 77. enthaltenen Vorſchriften uͤber die den ver⸗ 
antwortlichen Beamten zustehenden Funktionen bleiben ſelbſtredend bis zur ge- 
ſchehenen Ernennung dieſer Beamten außer Anwendung. 


H. 84. 5 8 5 

Hinſichtlich der Ausuͤbung der Stimmberechtigung in den Generalver⸗ 
ſammlungen ſoll keine in den Statuten desfalls enthaltene Beſchraͤnkung gelten. 

Es wird ausdruͤcklich beſtimmt, daß in dieſer Hinſicht jede Aktie fuͤr Eine 
Stimme zähle und bei allen Beſchluͤſſen und Wahlen nur die abſolute Majo⸗ 
ritaͤt der Stimmen gelte. Auch ſoll jeder Theilhaber, er möge bei der General- 
Verſammlung perſoͤnlich erfcheinen, oder durch einen Bevollmaͤchtigten vertreten 
werden, oder auch gar nicht dabei vertreten geweſen ſein, durch die alſo mit 
abſoluter Majoritaͤt gefaßten Beſchluͤſſe oder getroffenen Wahlen verpflich⸗ 
tet ſein. es 


$ 85, 

Alle durch dieſen Abſchnitt nicht abgeaͤnderten Beſtimmungen des Statutes 
über die Verrichtungen und die Bildung der Verwaltung, ſowie die Normen 
über die Art und Weiſe, in welcher die verſchiedenen Zweige der Verwaltung 
fungiren, ſollen bis zur Vollziehung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung der Geſell⸗ 
ſchaft als einer anonymen gelten. ö 


H. 86, 


Die Verwaltung wird beauftragt und bevollmaͤchtigt: 
a) im Allgemeinen das Intereſſe der Theilnehmer nach beſter Einſicht 
wahrzunehmen; f a . 
b) alle 


1 
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b) alle Vorarbeiten und alle Einleitungen zum Bau und zur Benutzung 
der Eifenbahn, ſoweit es der Verwaltung dienlich erſcheint, zu beſorgen 
oder beſorgen zu laſſen; 
c) alle damit verbundenen Koſten und Ausgaben zu beſtreiten und Vorſchuß 
bei Banquiers für Rechnung ſaͤmmtlicher Theilhaber zu nehmen. 


4 


(Zu Nr. 4158. b.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 29. Januar 1838., betreffend die Genehmigung zur 
Anlage einer Zweigbahn der Rheiniſchen Eiſenbahn nach der Belgiſchen 
Grenze, ſowie die Erhoͤhung des Aktienkapitals der Rheiniſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft bis auf 4 Millionen Thaler. 


Nic Ihren Anträgen vom 23. v. M. ertheile Ich der Rheiniſchen Eifen- 
bahngeſellſchaft Meine Genehmigung ſowohl zur Anlage einer von der Haupt⸗ 
eiſenbahn nach der Belgiſchen Grenze an einem geeigneten Punkte auf Eupen 
ausgehenden Zweigbahn, jedoch mit der Maaßgabe, daß zur Feſtſtellung der 
Bahnlinie und des Bauplanes Ihre Genehmigung vorbehalten bleibe, als auch 
zur Erhöhung des auf 3 Millionen Thaler feſtgeſetzten Aktienkapitals bis zum 
Betrage von 43 Millionen Thalern. Was die Feſtſtellung des Verhaͤltniſſes 
der Eiſenbahngeſellſchaften zur Poſtverwaltung betrifft, ſo werde Ich nach 
Eingang des Berichts des Staatsminiſteriums, fuͤr deſſen Beſchleunigung Sie 
Sorge zu tragen haben, unverzuͤglich verfuͤgen. 


Berlin, den 29. Januar 1838. 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Finanzminiſter Grafen von Alvensleben. i 


(Zu Nr. 4458, c.) Genehmigungs⸗Urkunde, betreffend Abaͤnderungen des Statuts der Rhei⸗ 
niſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 19. Auguſt 1844. 5 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. 1c. 6 | 


wollen, nachdem von der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalver⸗ 
ſammlung vom 13. Mai d. J. in Bezug auf die $$. 19., 20. 21., 22. 23., 
27., 31., 46., 56., 75., 76. und 78. der unterm 21. Auguſt 1837. beftätigten 
Statuten, die in der Anlage enthaltenen Abaͤnderungen beſchloſſen worden ſind, 
dieſen Abaͤnderungen mit der Maaßgabe 8 
zu H. 23., daß durch die Beſchluͤſſe der Generalperſammlung tiber die 
Hoͤhe des zum Reſervefonds zuruͤckzubehaltenden Theiles des jaͤhrlichen 
Reinertrages, die Befugniß des Staates, den aufkommenden Ertrag zur 
Erfüllung der nach $. 24. des Geſetzes vom 3. November 1838. der 
(Kr. 4158 a— 4158. c.) Ge⸗ 


— 


Geſellſchaft obliegenden Verpflichtung nach dem ſich ergebenden Bedarfe 

in Anſpruch zu nehmen, nicht ausgeſchloſſen oder beeintraͤchtigt werden ſoll, 

n hierdurch, unter Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere Genehmigung ertheilen. 
Die gegenwaͤrtige Genehmigung ſoll nebſt der Anlage durch die Amts⸗ 

blaͤtter Unſerer Regierungen zu Coͤln und zu Aachen bekannt gemacht werben, 
Gegeben zu Erdmannsdorf, den 19. Auguſt 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. Flottwell. 


a ö Abänderungen 6 
der HH. 19., 20., 21., 22., 23., 27., 31., 46., 56., 75., 76. und 78. der 
unterm 21. Au guſt 1837. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuten der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft; beſchloſſen in der General: 

verfammlung vom 13. Mai 1844. 


§. 19. 


Die ausgegebenen, am 2. Januar 1845, und ſpaͤter fällig werdenden 
Zinskupons der Aktien werden ungültig erklaͤrt und an die Direktion zuruͤckge⸗ 
liefert. Dagegen ſoll nur der ſich herausſtellende disponible Reinertrag 
unter die Aktionaire als Dividende vertheilt werden, welche in Coͤln, Aachen, 
Berlin und Frankfurt am Main zahlbar iſt. f 5 

Die Zinskupons des Jahres 1843. ſollen am 1. Juli 1845. aus dem 
Betriebsuͤberſchuſſe des Jahres 1843. von 113,925 Rthlru. 17 Sgr. 4 Pf. 
und aus den ferneren Betriebsuͤberſchuͤſſen bezahlt werden. 8 


H. 20. 


Wegen Ausgabe und Zahlung der Dividendenſcheine macht die Direktion 
die näheren für die Aftionaire verbindlichen Beſtimmungen bekannt. 


§. 24. 


Die Dividendenſcheine und ruͤckſtaͤndigen Zinskupons früherer Jahre, 
welche nicht innerhalb vier Jahren, vom Tage der erſten oͤffentlichen Aufforde⸗ 
rung an gerechnet, und nach zweimal in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens Einem 
Jahre wiederholt erlaſſenen desfallſigen öffentlichen Aufforderungen in Empfang 
genommen worden ſind, verfallen der Geſellſchaft. i | 


H. 22. 
Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Dividendenſcheine 
oder ruͤckſtaͤndige Zinskupons fruͤherer Jahre mortifizirt werden, ſo erlaͤßt die 


Direktion dreimal, in Zwiſchenraͤumen von vier Monaten, eine oͤffentliche Auffor⸗ 
. 5 derung, 


derung, jene Dokumente einzuliefern, oder die etwanigen Rechte an dieſelben 
geltend zu machen. Sind, nachdem zwei Monate nach der letzten Aufforderung 
vergangen, die Dokumente nicht eingeliefert, oder die Rechte nicht geltend ge⸗ 
macht worden, ſo erklaͤrt die Direktion die Dokumente oͤffentlich fuͤr nichtig 
oder verſchollen und fertigt an deren Stelle andere aus. Die Koſten dieſes 
Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den Betheiligten zur Laſt. 

§. 23. 

Nach Einloͤſung der Zinskupons vom Jahre 1843. ſoll aus dem im 
$. 49. erwähnten jährlichen Reinertrage ein Reſervefonds gebildet werden. 
Welcher Theil des jaͤhrlichen Reinertrages zum Reſervefonds zuruͤckgehalten 
wird, ſetzt auf den Antrag der Direktion und des Adminiſtrationsrathes die 
Generalverſammlung feſt. Der Beſchluß einer Erhoͤhung uͤber die Summe 
von dreimal hundert tauſend Thalern bedarf der Genehmigung der Staats: 
Regierung. 

K 27. 


Die in dieſen Statuten vorgeſchriebenen oder vorgeſehenen Bekannt⸗ 
machungen oder offentlichen Aufforderungen find genuͤgend in Beziehung auf 
die dabei betheiligten Perſonen erlaffen, wenn fie in einer Berliner, einer Coͤl⸗ 
niſchen, einer Aachener, einer Augsburger, einer Bruͤſſeler und einer Zeitung zu 
Frankfurt a. M. erſchienen ſind. ö f a 

§. 31. N 

Innerhalb der der Generalverſammlung vorhergehenden letzten drei 
Tage muͤſſen die Beſitzer der Aktien oder deren Bevollmaͤchtigte ſich bei der 
Direktion entweder durch Vorzeigung der Aktien oder durch eine genuͤgende 
Beſcheinigung, die Bevollmaͤchtigten außerdem durch Einreichung oder Vor⸗ 
zeigung der Vollmacht legitimiren, daß der Beſitz noch immer ſo beſteht, wie 
er in den Buͤchern der Geſellſchaft eingeſchrieben iſt. Die Beſcheinigungen uͤber 
den Beſitz der Aktien ſind nur dann guͤltig, wenn ſie nach dem Tage der Ein⸗ 
berufung der Generalverſammlung ausgeſtellt ſind. 


F. 46. a 

Die Mitglieder des Adminiſtrationsrathes werden von der General⸗ 

Verſammlung gewahlt; ſie muͤſſen, um dieſe Stelle bekleiden zu koͤnnen, vier 

Aktien dieſer Geſellſchaft beſitzen oder erwerben, welche waͤhrend der Amtsdauer 
außer Kurs geſetzt und deponirt werden. f 


H. 56. 


a Die Mitglieder des Adminiſtrationsrathes werden nicht beſoldet, erhal⸗ 

ten aber Erfah der durch ihre Funktionen herbeigeführten Auslagen. Außerdem 
kann die Generalverſammlung beſchließen, daß Betrage bis zu Ein Prozent 
des unter die Aktionaire zu vertheilenden Reinertrages unter die Mitglieder des 
Adminiſtrationsrathes nach dem Maaßſtabe ihrer haͤufigeren oder ſelteneren 
Gegenwart bei den Verſammlungen vertheilt 9 Der Praͤſident . 


Jahrgang 1855. (Nr. 4158. c.) N iz e⸗ 


a 


Vizepraͤſident ſollen dabei nach eben dieſem Maaßſtabe, jeder in dreifachem 
Verhaͤltniſſe gegen die uͤbrigen Mitglieder, betheiligt werden. 
§. 75. 

Die Mitglieder der Direktion erhalten außer dem Erſatze fuͤr Reiſekoſten 
oder andere durch ihre Funktionen veranlaßte Auslagen eine Entſchaͤdigung fuͤr 
ihre Muͤhwaltung. Dieſe Entſchaͤdigung ſoll in einer Tantieme von dem unter 
die Aktionaire zu vertheilenden Reinertrage beſtehen und kann im Ganzen bis 
auf zwei Prozent von demſelben feſtgeſetzt werden. 

Die Feſtſetzung erfolgt auf den Antrag des Adminiſtrationsrathes von 
der Generalverſammlung. Der Erſtere ſetzt die Norm feſt, nach welcher die 
Vertheilung unter die Mitglieder der Direktion ſtattfinden ſoll, unter Beruͤck—⸗ 
ſichtigung der ſpeziellen Funktionen und der beſonderen Muͤhwaltung der einzel⸗ 
nen Mitglieder. So lange die Benutzung der Eiſenbahn, mithin die Verthei— 
lung eines Reinertrages unter die Aktionaire nicht eingetreten iſt, und in dem 
möglichen Falle, daß dies auch ſpaͤter vorkommen möchte, kann der Adminiſtra⸗ 
tionsrath eine Entſchaͤdigung fuͤr die Mitglieder der Direktion bis zum Ge⸗ 
ſammtbetrage von dreitauſend Thalern jaͤhrlich gewaͤhren, hei deren Vertheilung 
unter die Mitglieder die obige Beſtimmung zu befolgen bleibt. 


§. 76. (letzter Satz.) 
Die Beſoldung des Spezialdirektors ſoll zum Theil in einer Tantieme 
von dem unter die Aktionaire zu vertheilenden Reinertrage beſtehen. 


H. 78. 


Die in dieſem Titel genannten Beamten muͤſſen vor ihrer Anſtellung in 
die Haͤnde der Direktion auf Ehre, Pflicht und Gewiſſen geloben und ſich 
ſchriftlich verpflichten: 

a) eben, direkt noch indirekt Handelsgeſchaͤfte oder Handelsſpekulation zu 

etreiben; 

b) ihre Meinung oder ihre Antraͤge bei Verwaltung ihrer Stelle einzig und 
allein im wahren Intereſſe dieſer Geſellſchaft abzugeben; 

c) keine Funktion in irgend einer Kommunalverwaltung, welcher Art ſie 
auch ſein moͤge, anzunehmen, reſp. beizubehalten, es ſei denn, daß das 
Geſetz zur Annahme oder Beibehaltung unbedingt verpflichte; 5 

d) nicht Theil zu nehmen an Kommiſſionen zur Berathung von Kommunal⸗ 
Intereſſen, als allein im Auftrage der Direktion zur Wahrnehmung der 
Intereſſen der Geſellſchaft; . 

e) nicht Theil zu nehmen an der Verwaltung anderer Inſtitute oder anony⸗ 
mer Geſellſchaften. a 
Die alſo eingegangene Verpflichtung iſt fuͤr die ganze Dauer der An⸗ 

ſtellung verbindlich. Nach fuͤnfzehn Jahren kann der Verwaltungsrath, jedoch 
nur mit einer aus wenigſtens dreizehn Mitgliedern beſtehenden Majoritaͤt, auf 
den Antrag der Direktion, Ausnahmen oder Modifikationen von den vorſtehen⸗ 
den Verpflichtungen in beſonderen Faͤllen geſtatten. 


(Nr, 4158. d.) 


u 


(Zu Nr. 4158. d.) Genehmigungs⸗Urkunde, betreffend die Erhöhung des Aktienkapitals der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft bis auf 5 Millionen Thaler und die 
Abänderung reſp. Ergänzung der HH. 13. und 19. der Statuten dieſer 
Geſellſchaft. Vom 4. Oktober 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

wollen, nachdem die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 
vom 19. Auguſt d. J. eine Erhoͤhung des urſpruͤnglich auf 3 Millionen Tha⸗ 
ler angenommenen und demnaͤchſt um 13 Millionen Thaler vermehrten Aktien⸗ 
kapitals bis zum Geſammtbetrage von 53 Millionen Thalern für erforderlich 
erachtet hat, hierdurch unter der ausdruͤcklichen Beſtimmung, daß den nach Un⸗ 
ſeren Privilegien vom 12. Oktober 1840. und vom 8. September 1843. emit⸗ 
tirten Obligationen der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſowohl hinſichtlich des 
Kapitals, als der vorgeſchriebenen Verzinſung und Tilgung, das Vorzugsrecht 
auch vor den neu auszugebenden Aktien zuſtehen ſoll, zu der beabſichtigten Aus⸗ 
gabe neuer Aktien zum Belaufe von Ein und einer viertel Million Thalern 
Unſere Genehmigung ertheilen und die in eben der Generalverſammlung be⸗ 
ſchloſſene Abänderung des §. 13. der unterm 21. Auguſt 1837. beſtaͤtigten 
Statuten, ſowie den gleichzeitig beſchloſſenen Zuſatz zu dem unterm 19. Auguſt 
d. J. von Uns genehmigten abgeaͤnderten H. 19., wie ſolche in der Anlage 
enthalten ſind, beſtaͤtigen. 5 

Die gegenwaͤrtige Genehmigung ſoll nebſt der Anlage durch die Amts⸗ 
blätter Unſerer Regierungen zu Coͤln und zu Aachen bekannt gemacht werden. 


Sansſouei, den 4. Oktober 1844. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Flottwell. mute Mühlen: 
Ruppenthal. 


Abänderung 
des $. 13. der unterm 21. Auguſt 1837. Allerhoͤchſt beftätigten 
Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft und Zuſatz zu 
dem unterm 19. Au guſt 1844. Allerhoͤchſt genehmigten abgeaͤnder⸗ 
ten H. 19. der Statuten; beſchloſſen in der Generalverſammlung 

f vom 19. Au guſt 1844. 
8 195 
Das Grundkapital der Geſellſchaft iſt feſtgeſetzt auf fuͤnf und drei Vier⸗ 
tel Millionen Thaler, zerfallend in: . ö 
a) Achtzehn tauſend Aktien, jede von zweihundert fünfzig Thalern, auf den 
Inhaber lautend, im Geſammtbetrage von 45 Millionen Thalern; 
(Nr. 4158 d. 4159 b) Fuͤnf⸗ 


„ 


b). Fuͤnftauſend Aktien (Prioritaͤtsaktien), jede von zweihundert fünfzig Tha⸗ 
5 1 auf den Inhaber lautend, im Geſammtbetrage von 1% Million 
halern. ; 8 


Dieſe fuͤnftauſend Aktien beziehen gemaͤß $. 19. prioritaͤtiſch aus dem 
Ertrage des Unternehmens vier Prozent Zinſen und genießen im Uebrigen alle 
Rechte der anderen Aktien, mit Ausſchluß des Stimmrechts in den General⸗ 
Verſammlungen. : 


K. 19. Zuſatz. 

Die im H. 13. bezeichneten fuͤnftauſend Prioritaͤtsaktien beziehen priori— 
laͤtiſch vor den anderen Aktien aus dem Grtrage vier Prozent Zinſen und neh: 
men, nachdem die übrigen Aktionaire gleichfalls vier Prozent von ihrem Kapi⸗ 
tale bezogen haben, an dem Theile des Reinertrages, welcher über vier Pro- 
zent des geſammten Aktienkapitals von fuͤnf und drei Viertel Millionen Thalern 
hinaus aufkommt, mit den anderen Aktien gleichmaͤßig Theil. 


(Nr. 4459.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. Januar 1855., betreffend die Prolongation des 
{ Tarifs der Gebühren für die Benutzung des ſchiffbar gemachten Erft— 
Kanals zwiſchen der Stadt Neuß und dem Rheine vom 8. Februar 1853., 

bis zum 4. Januar 1858. 6 


Alt Ihren Bericht vom 24. Dezember v. J. genehmige Ich, daß der Tarif 
der Gebuͤhren fuͤr die Benutzung des ſchiffbar gemachten Erft-Kanals zwiſchen 
der Stadt Neuß und dem Rheine vom 8. Februar 1853. (Geſetz⸗ Sammlung 
für 1853. Seite 74.) bis zum 1. Januar 1858. in Wirkſamkeit bleibe, 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Potsdam, den 3. Januar 1855. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats- Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) : 


